Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/ 2424 


Antrag 

der Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal), Bading, 
Mertes, Dr. Reischl und Genossen 


betr. Aufhebung der Immunität von Abgeordneten 


Der Bundestag wolle beschließen: 

A. 1. Der Deutsche Bundestag genehmigt bis zum Ablauf der 
5. Wahlperiode die Durchführung von Ermittlungsver- 
fahren wegen mit Strafe bedrohter Handlungen gegen 
Abgeordnete, es sei denn, daß es sich um Beleidigung 
(§§ 185, 186, 187 a Satz 1 StGB) politischen Charakters 
handelt. Vor Einleitung eines Ermittlungsverfahrens ist 
dem Präsidenten des Deutschen Bundestages Mitteilung 
zu machen. Das Recht des Deutschen Bundestages, die 
Aussetzung des Verfahrens zu verlangen (Artikel 46 
Abs. 4 GG), bleibt unberührt. 

2. Der Deutsche Bundestag genehmigt bis zum Ablauf der 
5. Wahlperiode, Abgeordnete durch Strafbefehl oder 
Strafverfügung zur Verantwortung zu ziehen. 

3. Der Genehmigung des Deutschen Bundestages im Einzel- 
fall bedürfen die Erhebungen der öffentlichen Klage, im 
Verfahren bei Strafbefehlen und Strafverfügungen die 
Anberaumung der Hauptverhandlung und im Verfahren 
nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten die Ent- 
scheidung des Gerichts, die Handlung strafgerichtlich zu 
verfolgen (§ 61 Abs. 1 Satz 1 OWiG). 

4. Unbeschadet der Nummern 1 und 2 ist die Genehmigung 
des Deutschen Bundestages für folgende Maßnahmen 
erforderlich: 

a) Zwangsvollstreckung auf eine Unterlassung oder Dul- 
dung im Verfahren nach § 890 ZPO, 

b) Vollstreckung des erwirkten Haftbefehls im Offen- 
barungseidverfahren (§ 901 ZPO), 

c) Vollstreckung der Haft oder zwangsweise Vorführung 
wegen Ausbleibens als Zeuge (§ 51 StPO und § 380 
ZPO), 
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d) Vollstreckung der Haft wegen grundloser Zeugnis- 
verweigerung (§ 70 StPO und § 390 ZPO), 

e) Vollstreckung der Haft zur Erwirkung unvertretbarer 
Handlungen (§ 888 ZPO), 

f) Vollstreckung der Haft oder sonstigen Freiheitsbe- 
schränkungen zur Vollziehung des persönlichen Si- 
cherheitsarrests (§ 933 ZPO), 

g) Vollstreckung der Haft als Ordnungsstrafe (§ 178 
GVG), 

h) zwangsweise Vorführung und Vollstreckung der Haft 
des Gemeinschuldners im Konkursverfahren (§§ 101 
und 106 KO), 

i) einstweilige Unterbringung in einer Heil- oder Pflege- 
anstalt (§ 126a StPO), 

j) mit Freiheitsentziehung verbundene Maßregeln der 
Sicherung und Besserung (Abschnitt 1 a StGB), 

k) zwangsweise Vorführung (§§ 134, 230, 236, 329, 387 
und 457 StPO), 

l) Verhaftung (§§ 114, 125, 230 und 457 StPO), 

m) Beschlagnahme und Durchsuchung, 

n) Fahrverbot und Entziehung der Fahrerlaubnis. 

5. Die Vollstreckung einer Freiheitsstrafe bedarf der Ge- 
nehmigung des Deutschen Bundestages. 

B. Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäfts- 
ordnung wird gebeten, gemäß § 114 Abs. 2 GO seine Grund- 
sätze dem Beschluß zu A, anzupassen. 
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